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in dem Rechtsstreit
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Kläger und Revisionskläger‚

BevollmäChtigter;
„„.°..„..„‚„.„„„.°„„.„„„‚„„‚ „„„„„ ..„.„„.°‚
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Beklagte und Revisionsbeklagte„

Der 11„ Senat des Bundessozialgerichts hat am 18° Dezember

1968 durch

Senatspräsident Dr„ H a u e i s e n
— Vorsitzender -‚

Bundesrichterin Dr° s c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r g

beschlossen:

Die Revision gegen das Urteil des Landesscziälgerichts Nord-

rhein-Westfalen V0m 5" April 1968 wird als unzulässig ver—
werfen°

.
Kosten sind dem Kläger auch für das Revisionsverfahren nicht

zu erstatten„

-u—-——..—.—..- _...

Die Revision ist schon deshalb nicht Zulässig, Weil sie

nicht bis zum Ablauf der - bis 28° August 1968 verlängerten

—
RevisionsbegründungsfriSt durch einen zur

Pr02eßvertretung

vor dem Bundessozialgericht (BSG) nach 5 166 Abs° 2 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) "kraft Satzung oder Vollmacht"

zugelassenen Prozeßbevollmächtigten begründet worden ist°

Gewerkschaftssekretär Minten‚ der die innerhalb der Revi—

sionsbegründungsfrist beim BSG eingegangene Revisionsbegrün—
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dung in seiner Eigenschaft als "4° Bevollmächtigter“ und gleich;

zeitig Geschäftsführer der Ortsverwaltung E3311 der Gewerkschaft

' der Eisenbahner Deutschlands (GdED) abgegeben hat, gehört nicht

zu dem Personenkreis des € 166 Abs° 2 SGG° Er ist weder Kraft

Satzung noch kraft Vollmacht der GdED zur Prozeßvertretung vor
dem BSG befugt° Nach 5 20 Nr„ 4 und Nr° 2 c der Satzung (in der

ab 4° Januar 1966 gültigen Fassung) gewährt "die Gewerkschaft"

Rechtsschutz ua in Verfahren vor den Arbeits— und Sozialgerich-

ten; pasbiä-25-3r3‚5.993L593?995L3é33;935;9939.Eassbiiaasriyai
arßer■-9959bu999;Beypiy9353999.yrrirpäsavDie Vertretungsberug—
nis ist in der Satzung weder auf bestimmte oder aus der Satzung

im Einzelfall konkret bestimmbare Mitglieder der Bezirksleitun-

gen noch auf bestimmte oder konkret bestimmbare Mitglieder der
Ortsterwaltungen übertragen worden° Zwar führt der Bezirksvor-

stand "die Geschäfte des Bezirks im Auftrag den Hauptvorstandes"

(% 50 Nr° ? der Satzung), den Ortsverwaltungen obliegt “unter
anderem die Geschäftsführung nach den Richtlinien des Haupt—

vorstandes" (@ 51 Nr" 3 der Satzung), beiden Verwaltungsstellen

ist "die Durchführung aller gewerkschaftlichen Aufgaben” über—

tragen, und zwar jeweils innerhalb ihres Bezirks (% 50 Nrc'42,
% 34 Nr, 4 der Satzung)° Bei der Gewährung von Rechtsschutz

in Verfahren vor dem BSG handelt es sich aber nicht um Geschäf—

te innerhalb des Bezirks dieser räumlichen Untergliederungen,

sondern um Geschäfte "der Gewerkschaft", d„h° ihres Hauptver—

standes bzw„, was offenbleiben kann, des geschäftsführenden Vor—

standes (@ 29 der Satzung), die außerhalb des Bezirks der Be—
zirksléitungen bzwc Ortsverwaltungen durchzuführen sind° Für die

Rechtsschutzgewährung und die Prozeßvertretung im Ebeonderen

wird dies durch 5 20 Nro 4 bis 7 der Satzung bestätigt, wonach

grundsätzlich über die Rechtsschutzgewährung der Egyptyggptgng
entscheidet;Hit:rag.=hat auch die "Geschäftsanweisung für die Orts—
verwaltungen der ddED" nichts geändert, die im Jahre 4965 vom
Hauptverstand aufgrund von 5 25 Nr° 40 Buchst° c der Satzung

beschlossen werden ist° Nach dieser Satzungsvorschrift obliegt

es dem Hauptverstand, "den Bezirksleitungen und Ortsverwaltun-

gen im Rahmen dieser Satzung Weisungen für die Geschäfts— und

Kassenführung zu erteilen"° Diese Weisungen beziehen sich auch
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auf die Rechtsschutzgewährung, im besonderen auch in Verfah—

‘
ren vor den Arbeits— und Sozialgerichten (vg-l° SO 56 der Ge—
schäftsanweisung)° Bei dieser Geschäftsanweisung handelt es

sich um Ausführungsbestimmungen zu der Satzung, also um eine

Geschäftsordnung, die zwar der "Ergänzung der Satzung" dient

(vgl„ auch das Vorwort der Geschäftsanweisung), aber nicht

Bestandteil der Satzung ist° Die Geschäftsanwcisung betrifft

deshalb allein das Innenverhältnis zwischen Ortsverwaltungen

und Gewerkschaft (Hauptvorstand), sie hat rechtlich die Bedeu-
tung, daß die OrtsverWaltungen an sie gebunden sind (vgl°

' hierzu Staudinger, Komme z° BGB, 140 Aufl° I, Allg° Teil

Anm° 11 zu 5 25 BGB)‚ sie regelt aber nicht mit satzungsmäßi—

ger Wirkung die Rechtsstellung der Ortsverwaltungen "nach -
außen"° Auch aus der Geschäftsanweisung ergibt sich hiernach

nicht, daß Gewerkschaftssekretär Hinten "kraft Satzung" nach

@ 466 Abs° 2 SGG zur Prozeßvertretung vor dem BSG befugt ist°

Eine Vertretungsbefugnis ist Herrn M::33:.biS zum Ablauf derg_

Revisionsbegründungsfrist auch nicht durch eine Vollmacht

der GdED — eine Prozeßvollmacht — eingeräumt worden; eine nach

Ablauf der Revisionsbegründungsfrist erteilte Vollmacht würde

die Vertretungsbefugnis nicht rückwirkend begründen können°
‚Ü Der Hauptverstand wäre zwar nicht gehindert gewesen, Herrn
' VM;:123 oder einem anderen Mitglied oder Angestellten der Ge—

werkschaft eine Vollmacht — Prozeßvollmacht — für die Vertre—

tung des Klägers im Verfahren vor dem BSG zu erteilen; dem Se-

nat ist aus anderen Verfahren vor dem BSG bekannt, daß der
Hauptvorstand der GdED bestimmten Mitgliedern oder Angestell—

ten der Gewerkschaft derartige Vollmachten (als General— oder

Einzelvollmacht) erteilt hat; hier ist dies aber nicht ge-
schehen° Nach der Regelung in der Geschäftsanweisung (8° 56)

werden ”Verfahren vor den Arbeits— und Sozialgerichten „ca
in der Regel von den Bezirksleitungen durchgeführt, welche

auch Ortsverwaltungén mit der Durchführung des Verfahrens be—

auftragen können"o Im vorliegenden Falle hat die Bezirkslei—

tung Essen zwar dem Hauptvorstand der GdED im Oktober 1968

mitgeteilt‚ sie habe M:zxxn "im Rahmen der Geschäftsanweisung

des Hauptverstandes
°„o

mit der Prozeßvertretung von Mitglie-

- dern der Ortsverwaltung E5331 vor den Sozialgerichten betraut‚'
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und zwar schon seit 4965"„ Um eine rechtswirksame Vollmacht

zur Prozeßvertretung vor dem BSG handelt es sich dabei aber
deshalb nicht, weil auch die Bezirksleitungen nicht kraft

Satzung zur Vertretung des Hauptverstandes in der dem Haupt—

vorstand obliegenden Rechtsschutzgewährung befugt sind und

ihnen — ebenso wie den Ortsverwaltungen — diese Vertretungs—

‚befugnis auch nicht etwa durch die Geschäftsanweisung über—

tragen ist; die Bezirskleitung E::x; hat sonach Herrn M;:rrm

eine rechtswirksame Vollmacht nicht erteilen können°

Die Auffassung des Senats steht mit dem Sinn und Zweck des

@ 466.SGG in Einklang° Der Vertretungszwang nach dieser Vor—

schrift ist eine notwendige Folge der förmlichen Gestaltung

des Verfahrens vor dem BSG, Der Bedeutung dieses Verfahrens

für die Beteiligten entspricht es, daß die in 5 466 Abs° 2

SGG genannten Organisationen die Vertretungsbefugnis bestimm—

ter bzw° bestimmbarer einzelner Personen entweder in der Sat-

zung selbst regeln müssen oder daß sie sich durch Erteilung

einer Generalvollmacht oder Einzelvollmacht darüber schlüs—

sig werden müssen, welchen Personen sie die Befugnis zur Pro-

zeßvertretung vor dem BSG anvertrauen wollen° Deshalb besteht

bei den in 5 466 Abs° 2 SGG genannten Organisationen die Übung,

daß ihre satzungsmäßig hierzu ermächtigten Organe die Befug—

nis zur Prozeßvertretung vor dem BSG bestimmten Einzelperso— '

nen, meist Angehörigen ihrer Rechtsabteilungen, generell

oder durch Einzelvollmacht übertragen° Auf diesem Wege ist

auch eine gewisse Gewähr dafür geschaffen, daß beim BSG

nicht von vornherein unzulässige oder offensichtlich unbe-

gründete Revisionen eingelegt werden° Zweckmäßigkeitserwä-

gungen, insbesondere die Notwendigkeit der Wahrung von Fri—

sten, können eine andere Rcchtsauffassung nicht rechtferti—

gen° Auf die Wahrung der Fristen müssen die am Vcrfahren

Beteiligten, die durch Mitglieder und Angestellte der in
5 466 Abs, 2 SGG genannten Personen vertreten werden, ebenso

achten wie andere Beteiligteol

Da die Revision nicht formgerecht begründet ist, ist sie
als unzulässig zu verwerfen (@ 169 Satz 2 SGG)° Der Senat
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braucht nicht zu prüfen, ob die vom Kläger gerügten Ver—

fahrensmängel vorliegen„

Die Kostenentgcneidung ergeht in entsprechender Anwendung

des 5 493 SGG°
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